
in den Gemeinden - so sieht es der Entwurf der Anlagen zum 
Einigungsvertrag vor - soll nach Inkrafttreten dieses Vertrages 
fortgelten. Ich bitte Sie, diesem Entwurf Ihre Zustimmung zu ge­
ben. Vielen Dank.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. Als erste Rednerin in der Aussprache spricht für 
die Fraktion der SPD die Abgeordnete Fritsch.

Frau Fritsch für die Fraktion der SPD:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Seit Wochen und 
Monaten arbeiten wir konsequent an der Rechtsangleichung 
zwischen der Deutschen Demokratischen Republik und der 
Bundesrepublik Deutschland. Der Einigungsvertrag beinhaltet 
weitere Schritte auf dem Wege der Rechtsangleichung.

Eine Forderung des Staatsvertrages vom 18. Mai nach Anglei­
chung der Rechtspflege in beiden deutschen Staaten ist bisher 
jedoch nur teilweise erfüllt. Das heißt, Änderungen bei den ge­
sellschaftlichen Gerichten sind nur dahingehend vollzogen wor­
den, daß ihre Zuständigkeit für arbeitsrechtliche Streitigkeiten 
aufgehoben wurde. Über arbeitsrechtliche Streitfälle entschei­
den nunmehr Schiedsstellen für Arbeitsrecht oder die entspre­
chenden Kammern bei den Kreisgerichten. Schlichtungsstellen 

ir andere Rechtsstreitigkeiten wurden bisher nicht eingerich- 
—<et.

Wenn wir die Tätigkeit der Schiedskommissionen nach der 
Schiedskommissionsordnung vom 12. März 1982 auf dem Gebiet 
der ehemaligen DDR nach dem 3. Oktober beibehalten wollten, 
in den Ländern der Bundesrepublik aber das jeweilige Landes­
recht gilt, gebe dies dann etwa folgendes Bild: Im dann ehemali­
gen Westberlin behandelt eine ehrenamtlich tätige Schiedsper- 
son allein in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten oder über Verge­
hen wie Hausfriedensbruch, Beleidigungen oder Sachbeschädi­
gung. Nur wenige Meter entfernt, auf dem Gebiet der ehemali­
gen DDR, beraten Schiedskommissionen mit mindestens vier- 
Mitgliedern über Tatbestände wie die Verletzung der Schul­
pflicht oder arbeitsscheues Verhalten - ich nenne hier nur einige 
Beispiele -. Im ehemaligen Westberlin würde in einem kleinen 
Kreis verhandelt, die Schiedsperson ist zur Verschwiegenheit 
verpflichtet. Nebenan, in der ehemaligen DDR, findet eine Bera­
tung statt, in die Arbeits- oder Nachbarschaftskollektive, Vertre­
ter staatlicher Organe oder gesellschaftlicher Organisationen 
einbezogen sein können - ich zitiere -,

„um die gesellschaftliche Wirkung der Beratung zu erhö­
hen“.

Damit sind die Möglichkeiten der alten Schiedskommissions­
ordnung aber längst nicht erschöpft gewesen. Es kommt noch 
schöner: Wie in der Schiedskommissionsordnung vom 12. März 
1982 nachzulesen ist, haben alle Teilnehmer an der Beratung das 
Recht, ihre Auffassung zum Sachverhalt, zu den Ursachen und Be­
dingungen der Rechtsstreitig oder der Rechtsverletzung, zum 
Verhalten des Bürgers sowie zur Lösung des Konflikts darzule­
gen. Goethe hätte dazu eine treffende Bemerkung: „Getretener 
Quark wird breit, nicht stark!“ Und ich könnte mir vorstellen, daß 
dies auch die Arbeitsweise der Schiedskommissionsmitglieder 
oftmals ziemlich belastet und auch erschwert hat. Ein Glück we­
nigstens, daß die Mitglieder der Schiedskommission ihre Be­
schlüsse allein faßten, nachdem sie vorher jedoch öffentlich über 
ihre Entscheidung beraten mußten. Wen aber wundert es, daß ein 
einstimmiger Beschluß in jedem Falle als erstrebenswert galt?

Ich meine, dieses recht anschauliche Bild führt zwangsläufig 
zu der Erkenntnis, daß das Gesetz vom 25. März 1982 über die ge­
sellschaftlichen Gerichte der DDR - gelinde ausgedrückt - wohl 
doch nicht mehr ganz zeitgemäß ist. Auch würde es der derzeiti­
gen, leider traurigen Realität Hohn sprechen, wenn Bürger ver­
pflichtet werden sollten, unverzüglich einer geregelten Arbeit 
nachzugehen.

Was liegt also näher, als ein anderes Gesetz zu gestalten? Und

ich möchte mich den Dankesworten des Staatssekretärs im Mini­
sterium für Justiz an alle Bürger, die in den Schiedskommissio­
nen ehrenamtlich tätig waren, anschließen, und ich möchte sie 
gleichzeitig bitten, bei diesem neuen Gesetz, nämlich über die 
Schiedsstellen in den Gemeinden, wieder recht tatkräftig mitzu­
wirken und ihre Erfahrungen erneut einzubringen.

Meines Erachtens ist der vorliegende Entwurf des Gesetzes 
über die Schiedsstellen in den Gemeinden eine sehr nützliche 
Sache, weil durch die Arbeit der Schiedsstellen die ordentlichen 
Gerichte entlastet werden und eine bürgernahe Rechtspflege er­
reicht werden kann.

Doch nicht nur das. Neben Schlichtungsverfahren über ver­
mögensrechtliche Ansprüche und Schlichtungsverfahren zur 
außergerichtlichen Erledigung einer Strafsache kann die 
Schiedsstelle auch Verhandlungen durchführen über Vergehen, 
wie Hausfriedensbruch - der Herr Staatssekretär hat das schon 
genannt -, Beleidigung, Bedrohung, Sachbeschädigung, Körper­
verletzung und Verletzung des Briefgeheimnisses. Man stelle 
sich vor, wir hätten dieses Gesetz schon seit 40 Jahren. Jeder 
kleine Stasi-Schnüffler und erst recht die großen Fische hätten 
zumindest vor einer solchen Schiedsstelle zur Verantwortung 
gezogen werden können.

Dieses Gesetz demonstriert somit erneut, wieweit das alte Sy­
stem von Rechtsstaatlichkeit entfernt war.

(Vereinzelt Beifall, vor allem bei SPD 
und CDU/DA)

Auch bezüglich der Durchsetzung von Rechtsansprüchen sind 
den Schiedsstellen mehr Mittel in die Hand gegeben als den frü­
heren Schiedskommissionen. Die erzieherische Wirkung von 
Appellen an die Vernunft oder moralischen Verpflichtungen war 
erfahrungsgemäß doch sehr gering. Die Spezies Mensch hat sich 
bisher immer dann als bedeutend lernfähiger erwiesen - leider -, 
wenn ein normwidriges Verhalten Wirkungen auf den Geldbeu­
tel zeigte. Dieser Erkenntnis wurde im Entwurf ebenfalls Rech­
nung getragen, ohne daß die Gefahr von sozialen Härtefällen 
heraufbeschworen wird. Beim Studium des Entwurfs kamen mir 
allerdings Bedenken hinsichtlich des Mindestalters der Schieds- 
personen. Kann man davon ausgehen, daß ein 25jähriger 
Mensch für beispielsweise sehr schwierige Nachbarschaftsstrei­
tigkeiten die nötige Autorität mitbringt und daß sie oder er die 
Akzeptanz der am Verfahren beteiligten Personen besitzt oder 
rasch erlangt? Über diese Fragen bitte ich die Abgeordneten 
nachzudenken, die sich weiterhin mit diesem Gesetz beschäfti­
gen.

Im Namen der SPD-Fraktion empfehle ich die Überweisung in 
die vorgeschlagenen Ausschüsse. - Danke schön.

(Beifall bei der SPD, bei CDU/DA, 
der DSU und der F.D.P.)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. - Als nächste spricht für die Fraktion der PDS 
die Abgeordnete Kozian.

Frau Kozian für die Fraktion der PDS:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abgeordnete! Mit 
dem vorliegenden Entwurf des Gesetzes über die Schiedsstellen 
kam der Ministerrat der DDR gemäß den Bestimmungen der An­
lage 2 Kapitel 3 des Einigungsvertrages seiner Pflicht nach, ein 
Gesetz über die Schiedsstellen in den Gemeinden zu initiieren. 
Damit ist die juristisch seltsame Situation entstanden, daß sich 
die Noch-DDR verpflichtet hatte, ein Gesetz zu erlassen, das von 
der Inkraftsetzung eines völkerrechtlichen Vertrages abhängig 
gemacht wird und auch in diesem Vertrag gefordert ist. Generell 
ist zu bedauern, wielange mit der Vorlage dieses Entwurfs gezö­
gert wurde. Bedauerlich ist dies aus zwei Gründen: Einerseits 
sind die bestehenden Schiedskommissionen arbeitsunfähig ge­
macht worden in der Form, daß die juristische Betreuung durch
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